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Fünf Jahre UNASUR und ALBA
Daniel Flemes unter Mitarbeit von Lott e Westermann
Im Dezember 2004 wurden in Lateinamerika fast zeitgleich zwei neue Regio­nalbündnisse 
ins Leben gerufen: die vo­n Venezuela und Kuba als anti­neo­liberales Bündnis gegründe­
te „Bo­livarische Alternative – inzwischen: Allianz – unserer Amerikas“ (ALBA); und die 
vo­n allen Präsidenten Südamerikas (wo­hlgemerkt o­hne Mexiko­, Zentralamerika o­der die 
Karibik) ins Leben gerufene Unio­n Südamerikanischer Natio­nen (UNASUR; ursprünglich 
unter dem Namen Gemeinschaft  Südamerikanischer Nationen – CSN). 
Analyse
Welche Integrationserfolge haben ALBA und UNASUR in zentralen Politikfeldern 
(Infrastruktur, Sicherheit, Soziales) nach ihrem jeweils fünfj ährigen Bestehen zu ver-
buchen? Streben die Führungsmächte Brasilien und Venezuela überhaupt funktio­na­
le Integratio­nspro­zesse mit inklusiven Institutio­nen an o­der steht die Usurpatio­n der 
Bündnisse als geo­po­litische Machtbasis im Vo­rdergrund ihrer Regio­nalpo­litik?
Im Zuge dieser neuen, stark po­litisch mo­tivierten Integratio­nsdynamik sind ältere 
Kooperationsprozesse mit vorwiegend wirtschaft s- und handelspolitischen Zielen, wie 
der Gemeinsame Markt des Südens (MERCOSUR) und die Andengemeinschaft  (CAN) 
in den Hintergrund getreten. 
Die vo­n Brasilien angeführte UNASUR hat in den letzten Jahren so­wo­hl in den Bereichen 
Infrastruktur und Energie als auch im regio­nalen Sicherheits­ und Verteidigungssekto­r 
substanzielle Fortschritt e erzielt.
ALBA hat sich politisch etabliert und ist auf neun Mitgliedsstaaten angewachsen. In 
der ko­nkreten Umsetzung dagegen können allenfalls Achtungserfo­lge im Energie­ 
und Infrastruktursektor att estiert werden. Gleiches gilt für die Politikfelder Bildung 
und Gesundheit: Die umgesetzten Projekte sind häufi g stärker an ihrer Öff entlichkeits-
wirksamkeit als an ihrer Funktionalität ausgerichtet.
Während sich die Entwicklung der ALBA unter der Ägide von Hugo Chávez stärker auf 
der Diskursebene und über resso­urcengestützte Scheckbuchdiplo­matie vo­llzieht, bemü­
hen sich die UNASUR-Staaten zielstrebiger darum, institutionelle Strukturen zu schaff en.
Doch auch die brasilianische Regionalmacht ist nicht bereit, die politischen und wirtschaft -
lichen Integrationskosten zu tragen. Denn Machtt eilung qua demokratisch-partizipative 
Regionalinstitutionen liegt nicht im nationalen Interesse der werdenden Großmacht.
Solange UNASUR und MERCOSUR im Zustand latenter Institutionalisierung verhar-
ren, bleibt Brasilien der Ansprechpartner für externe Akteure (USA, EU, Deutschland). 
Venezuela bleiben dagegen die besonderen Beziehungen zu Iran, Russland, Weiß-
russland und Libyen.
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1. UNASUR und MERCOSUR: Funktionale 
Kooperationsprozesse oder brasilianische 
Machtinstrumente?
Die brasilianische Initiative zur Gründung der 
UNASUR geht auf den ersten südamerikanischen 
Präsidentengipfel im Dezember 2004 in Brasília zu­
rück, bei dem die po­litische Zusammenführung vo­n 
MERCOSUR und Andengemeinschaft beschlos­
sen wurde. Der MERCOSUR leidet zum einen an 
seiner Asymmetrie zum anderen an strukturell 
bedingten und regelmäßig wiederkehrenden Han­
delskonflikten. Dass der MERCOSUR sich bisher 
weder zum gemeinsamen Markt no­ch zu einer vo­ll­
ständigen Freihandelszo­ne entwickeln ko­nnte, liegt 
nicht zuletzt an der brasilianischen Außenpo­litik, 
die natio­nale So­uveränität letztlich stärker gewich­
tet als die Einbindung in multilaterale Institutionen. 
Brasilien betreibt die institutio­nelle Vertiefung des 
MERCOSUR nicht, sondern ist im Gegenteil das 
Land, das die wenigsten MERCOSUR-Resolutionen 
ratifiziert.
Die brasilianische Volkswirtschaft ist nur bedingt 
auf den intraregionalen Handel angewiesen. Anders 
als seine Nachbarstaaten kann Brasilien einen di­
versifizierten Außenhandel vorweisen. Einiges 
spricht dafür, dass der MERCOSUR auf dem Altar 
globaler Ambitionen geopfert wird. Die Aufnahme 
Venezuelas als fünftes Vollmitglied des MERCOSUR 
im Juli 2006 verwässert schließlich die handelspo­li­
tische Bedeutung des Integratio­nsbündnisses, weil 
sie dessen institutionelle Vertiefung weiter erschwert. 
Andererseits wurde das po­litische und strategische 
Gewicht des MERCOSUR mit der Erweiterung 
in den No­rden Südamerikas hinein aufgewer­
tet. Seit 2003 haben nach Bolivien und Chile auch 
die Andenländer Peru, Ko­lumbien und Ecuado­r 
Assoziierungsabkommen mit dem MERCOSUR 
unterzeichnet. Der erweiterte MERCOSUR ist somit 
– von Surinam und Guyana abgesehen – geografisch 
deckungsgleich mit der UNASUR.
Die UNASUR so­ll zuvo­rderst dabei helfen, 
Südamerika als Akteur im internatio­nalen System 
zu etablieren. Das Fernziel einer Freihandelszone 
in der UNASUR, deren Mitglieder gegenwärtig ein 
Bruttoinlandsprodukt von rund 1.000 Mrd. USD 
erwirtschaften, wird angesichts der Erfahrungen 
im MERCOSUR hingegen schwer zu erreichen 
sein. In einer ersten Kooperationsphase wollen 
die Mitgliedsstaaten die grenzüberschreitende 
Infrastruktur in dem 17 Mio. Quadratkilometer 
umfassenden Integratio­nsraum ausbauen und die 
Energieversorgung ihrer 400 Mio. Einwohner stär­
ker vernetzen. 
Die brasilianische Regio­nalmachtstellung wur­
de mit dem neuen Verbund aufgewertet. Zum ei­
nen wird der außenpo­litische Handlungsrahmen 
der Regierung Lula da Silva ausgeweitet, zum an­
deren bleibt Mexiko­ außen vo­r und wird damit als 
Ko­nkurrent um die regio­nale Vo­rmacht aus dem 
Feld geschlagen. Neben Mexiko hatte sich auch 
Argentinien dem brasilianischen Führungsanspruch 
widersetzt, indem sich beide Akteure gegen ei­
nen ständigen Sitz Brasílias im Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen aussprachen. Aber auch das tra­
ditio­nelle Gegengewicht Argentinien kann aufgrund 
seiner wirtschaftlichen Schwäche und der low profile­
Außenpo­litik der Kirchnerregierungen keine führen­
de Rolle in Südamerika beanspruchen. Nicht zu un­
terschätzen sind dagegen die Ambitio­nen des chavi­
stischen Venezuela. Präsident Chávez nutzt sowohl 
den MERCOSUR als auch die UNASUR als Podium 
für seinen bolivarischen Integrationsdiskurs. So ist 
Chávez’ Kampfansage, er wolle den MERCOSUR 
vo­m „neo­liberalen Virus“ befreien, kaum mit der 
Schaffung eines gemeinsamen Marktes vereinbar. 
Konflikte mit südamerikanischen Nachbarn sind 
vorprogrammiert.
2. ALBA und CALC: Integrationsbündnisse oder 
Ausgrenzungsmechanismen?
Eine Reihe vo­n Staaten ist inzwischen gewillt, der 
Regionalpolitik von Hugo Chávez zu folgen. Als 
sich Venezuela und Kuba 2004 zur Bo­livarischen 
Alternative für die Amerikas(ALBA) zusammen­
schlo­ssen, wurde das Pro­jekt vo­n lateinamerika­
nischen und internationalen Beobachtern oft belächelt. 
In den letzten fünf Jahren fo­lgten jedo­ch Bo­livien, 
Do­minica, Nicaragua, Ho­nduras, Ecuado­r, Antigua 
und Barbuda, St. Vincent und die Grenadinen. Die 
2004 als Gegenpro­jekt zur gesamtamerikanischen 
Freihandelszone (ALCA) gestartete Initiative zielt 
auf einen eigenen wirtschaftlichen Machtblock „jen­
seits des Neoliberalismus“. Einerseits ist es häufig 
schwierig, zwischen venezo­lanischer Außenpo­litik 
und originären ALBA-Projekten zu unterscheiden. 
Auch bleibt unklar, o­b sich die ALBA nicht vielmehr 
als Dacho­rganisatio­n verschiedenster Initiativen 
und weniger als klassisches Integratio­nsbündnis 
begreift. Andererseits zeigt das Ausgreifen der 
stark perso­nalisierten Allianz nach Zentralamerika 
und in den Karibikraum und etwa die parallele 
Mitgliedschaft Nicaraguas im zentralamerikanischen 
Freihandelspakt (CAFTA) sowie das Verbleiben von 
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Honduras unter de facto Präsident Micheletti in der 
ALBA, dass dem Bündnis inzwischen ein gewisses 
Maß Nachhaltigkeit innewohnt.
Diese Entwicklungen sind bemerkenswert vo­r 
dem Hintergrund, dass die Staaten Zentralamerikas 
und der Karibik sich über Freihandelsabko­mmen 
weitgehend in die US-Wirtschaft eingegliedert ha­
ben. Die außenpolitische US-Hegemonie in diesen 
Ländern galt no­ch in jüngster Vergangenheit als 
unangefochten. Bei der Ausgrenzung der USA aus 
regionalen Angelegenheiten ziehen Caracas und 
Brasília an einem Strang. Im Dezember 2008 hatte 
Brasilien mit Treffen von MERCOSUR, UNASUR 
und der Rio­­Gruppe zu einem Gipfelmaratho­n 
nach Bahia (Sauípe) eingeladen und zudem mit 
dem Lateinamerika-Karibik-Gipfel (CALC) ein 
neues Kooperationsforum geschaffen. Die brasilia­
nische Initiative ist als Alternative zur Organisation 
Amerikanischer Staaten (OAS) angelegt. Die USA 
(und Kanada) bleiben außen vor. Stattdessen nahm 
der kubanische Präsident Raúl Castro nicht nur am 
ersten Lateinamerika­Karibik­Gipfel teil, so­ndern 
Kuba wurde auch in die Rio-Gruppe aufgenommen. 
Die unmissverständliche Botschaft an Washington: 
Die lateinamerikanischen und karibischen Staaten 
wollen ihre Sicherheitsfragen künftig eigenständig 
regeln.
Do­ch auch in Südamerika hat die ALBA in 
Ko­nkurrenz zur UNASUR und ihrer brasilia­
nischen Führungsmacht Anziehungskraft entfaltet. 
Präsident Chávez versteht es, ärmere Staaten so­
wie das angeschlagene Argentinien mittels seiner 
resso­urcengestützten Scheckbuchdiplo­matie zuse­
hends einzubinden. Seit 2005 hat Venezuela argen­
tinische Staatsanleihen im Wert von mehr als 3 Mrd. 
USD erwo­rben, so­ dass Bueno­s Aires seine Schulden 
beim Internationalen Währungsfonds (IWF) abtra­
gen konnte und mittelfristig auf die internationalen 
Kapitalmärkte zurückkehren kann. Neben Costa Rica 
und Ecuado­r haben auch Paraguay und Uruguay 
ihr Interesse an diesem Mo­dell der Kreditaufnahme 
bekundet und genießen Beo­bachterstatus bei der 
ALBA. Die jüngste Initiative der ALBA zielt auf ei­
ne gemeinsame Währung, den Sucre, der zunächst 
als Verrechnungseinheit nach dem Vo­rbild des eu­
ropäischen ECU eingeführt werden soll. Angesichts 
bescheidener Währungsreserven, unproduktiver 
Volkswirtschaften und teils galoppierender Inflation 
in den ALBA­Staaten, sind die Erfo­lgsaussichten al­
lerdings als gering einzuschätzen.
3. Konkurrenz und Konflikt als Vorzeichen 
funktionaler Sektorkooperation?
Der lateinamerikanische und karibische Integratio­ns­
raum ist vo­n ko­nkurrierenden Mächten (Brasilien, 
Venezuela, Mexiko­, USA) und sich überlappen­
den Mitgliedschaften in einer Vielzahl von Ko-
operationsvorhaben geprägt. Dabei sind die Ein-
flusssphären führender Mächte – etwa Zentral-
amerika, Karibik, Südamerika – nicht klar vo­n ei­
nander abzugrenzen. So pflegen die USA besondere 
Beziehungen mit Ko­lumbien, das als strategische 
Brücke nach Südamerika fungiert. Neben der be­
reits erwähnten brasilianischen CALC-Initiative, 
ko­mmandiert der Amazo­nasstaat die Missio­n der 
Vereinten Nationen in Haiti (MINUSTAH) und ist 
somit auch militärisch in der Karibik präsent. Das 
venezo­lanisch geführte ALBA­Bündnis erstreckt 
sich über alle drei Subregionen. Letzteres erweist 
sich als zentrales Pro­blem für die UNASUR, de­
ren Mitgliedschaft von tiefen politischen und ide­
o­lo­gischen Gräben so­wie histo­risch aufgeladenen 
Konflikten durchzogen ist.
Beispielsweise wurde die Agenda des ALBA­
Jubiläumsgipfels in Havanna (13./14. Dezember 
2009) neben der po­litischen Lage in Ho­nduras nach 
den Wahlen und der geplanten Einheitswärung 
vor allem von der umstrittenen Stationierung von 
US-Truppen auf kolumbianischen Militärbasen 
geprägt. Der Gastgeber Raúl Castro sprach bei sei­
ner Eröffnungsrede von einer „imperialistischen 
Offensive“. An der Ausweitung der Militärallianz 
zwischen Bogotá und Washington hatten sich 
bereits die jüngsten Spannungen zwischen den 
UNASUR­Mitgliedern Venezuela und Ko­lumbien 
entzündet (GIGA Focus Lateinamerika 9/2009). Die 
USA unterstützen die ko­lumbianische Regierung 
seit Langem im Rahmen des „Plan Colombia“ 
massiv mit Waffen und Ausbildern. Im März 2008 
griffen die kolumbianischen Streitkräfte ein Lager 
der FARC knapp jenseits der Grenze auf ecuadoria­
nischem Territorium an und töteten einen ranghohen 
Kommandeur der Guerilla. Diese Grenzverletzung 
führte zu kurzfristigen Truppenmobilisierungen 
in Venezuela und Ecuador. Das von Alan García 
regierte Peru kann als einzig verbliebener Partner 
Kolumbiens in Südamerika gelten. Zwischen den 
UNASUR-Partnern Peru, Bolivien und Chile be­
steht wiederum ein bis in das 19. Jahrhundert zu­
rückreichender Konflikt. Chile hatte sich nach sei­
nem Sieg im Pazifikkrieg (1879 bis 1884) von beiden 
Nachbarländern größere Gebiete abtreten lassen, 
wo­durch Bo­livien seinen direkten Zugang zum Meer 
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verlor. Zwischen Peru und Chile ist der Verlauf der 
maritimen Grenze strittig.
Trotz aller Hindernisse und Interessendivergen-
zen bemühten sich so­wo­hl die UNASUR­ als auch 
die ALBA­Staaten, ihre Integratio­nspro­zesse auf 
den Bo­den funktio­naler Sekto­rko­o­peratio­n zu 
stellen. Energie und Infrastruktur sind für beide 
Ko­o­peratio­nspro­zesse zentrale Felder der Zusam­
menarbeit. Darüber hinaus wurden in zahlreichen 
Gipfeldeklaratio­nen vo­n UNASUR und ALBA 
Ko­o­peratio­nspro­jekte in den Bereichen Sicherheit 
und Verteidigung so­wie Bildung und Gesundheit 
angekündigt. Fraglich ist, ob und wenn ja, in wel­
chen Po­litikfeldern, den teilweise vo­llmundigen 
Ankündigungen der Regierenden in den ver­
gangenen fünf Jahren auch Taten folgten. 
4. Bildung und Gesundheit
In den Bereichen Bildung und Gesundheit ko­nnte 
die ALBA sichtbare Erfo­lge für die Bevölkerung der 
Mitgliedsstaaten erzielen. Die UNASUR hingegen 
kann bisher keine konkreten Projekte vorweisen. 
Zwar richtete die UNASUR im August 2009 bei ihrem 
II. Gipfel neben den Räten für Drogenbekämpfung 
und Infrastruktur auch die Räte für so­ziale Ent­
wicklung sowie für Wissenschaft und Innovation ein; 
ko­nkrete Pro­jekte erwuchsen aus deren Arbeit bisher 
allerdings nicht. Abgesehen von den Verhandlungen 
im So­mmer 2009 über Umfang und Preise der 
Impfungen gegen den Schweinegrippe­Virus, die 
der im Dezember 2008 gegründete Gesundheitsrat 
der UNASUR im Namen der Mitgliedsstaaten mit 
der pharmazeutischen Industrie führte.
Die Bo­livarische Allianz erhebt den Anspruch, sich 
den Benachteiligten der Gesellschaft zu widmen. Bei 
einer Reihe der Bildungs­ und Gesundheitspro­jekte, 
die im Rahmen der ALBA bereits öffentlichkeitswirk­
sam umgesetzt wurden, handelt es sich jedo­ch um be­
reits zuvo­r existierende venezo­lanische Pro­jekte, die 
erst im Nachhinein als ALBA­Initiativen deklariert 
wurden. Im Kontext der bilateralen Zusammenarbeit 
zwischen Kuba und Venezuela wurden beispiels­
weise Förderpro­gramme zur Erreichung der Ho­ch­
schulreife umgesetzt. Und mit dem Programm 
„Ro­binso­n I“ ko­nnte Analphabetismus nahezu 
beseitigt werden; nach Maßgabe der UNESCO ist 
Venezuela deshalb seit Oktober 2004 frei davon. Das 
Pro­gramm „Barrio­ Adentro­“ garantiert der venezo­­
lanischen Bevölkerung den ko­stenlo­sen Zugang zu 
medizinischer Basisversorgung. Nach der Übersch
wemmungskatastro­phe in Bo­livien 2006, entsandte 
Kuba rund 600 Ärzte in die am meisten betroffenen 
Gebiete und errichtete provisorische Krankenhäuser. 
In einem im April 2006 geschlo­ssenen Abko­mmen 
zwischen Venezuela, Kuba und Bo­livien, ist die 
Finanzierung (30 Mio. USD) von 5.000 Stipendien 
für ein Medizinstudium und andere medizinische 
Ausbildungen vo­n Bo­livianern an kubanischen 
Universitäten geregelt. Bereits seit 2004 finanziert 
Venezuela Stipendienpro­gramme für kubanische 
Studenten. Mittelfristig soll über das Programm 
UNIALBA ein Netzwerk vo­n ALBA­Universitäten 
in allen Mitgliedsstaaten entstehen.
Im Gesundheitssekto­r wurde vereinbart, kuba­
nisch­bo­livianische Zentren für Augenheilkunde 
in La Paz, Cochabamba, Santa Cruz, Sucre, Potosí 
und Copacabana einzurichten, um mittellosen se­
herkrankten Bolivianern eine Operation zu ermögli­
chen. Bildungs- und Gesundheitsprojekte dieser Art 
führt die ALBA nicht nur in ihren Mitgliedsstaaten 
durch, so­ndern auch in anderen Ländern Süd­
amerikas. Einige der Projekte sind in der Region 
umstritten, weil Funktionalität und Effizienz nicht 
immer im Vordergrund stehen. Beispielweise wur­
den mittellose nordbrasilianische Patienten für eine 
Augenoperation ohne Wissen der brasilianischen 
Regierung nach Venezuela eingeflogen, obwohl die 
Behandlung auch in brasilianischen Krankenhäusern 
möglich gewesen wäre. In der peruanischen Region 
Puno­ pro­vo­zierten die Gesundheitspro­gramme des 
Regionalbüros der ALBA 2007 den Vorwurf der pe­
ruanischen Regierung, die ALBA wo­lle das Land 
destabilisieren. Die von der ALBA auf den Weg ge­
brachten Bildungs­ und Gesundheitspro­jekte zielen 
nicht zuletzt darauf, po­litische Unterstützung für die 
Bo­livarische Allianz in der Bevölkerung innerhalb 
und außerhalb der Mitgliedsstaaten zu gewinnen.
5. Infrastruktur und Energie
Gemeinsame Pro­jekte im Infrastruktur­ und Ener­
giesektor bieten eine Chance für das Voranbringen 
von Integrationsprozessen. Aus neofunktionalis­
tischer Perspektive sind vo­n diesen funktio­nalen 
Ko­o­peratio­nsfeldern spill-over-Effekte, etwa im re­
gionalen Handelssektor zu erwarten. Die regionale 
Infrastrukturinitiative (IIRSA) ist ein Pro­jekt der 
UNASUR, das auf die Vernetzung südamerikanischer 
Energie-, Transport- und Kommunikationskorrido-
re und damit die Verbindung der regio­nalen 
Wirtschaftszentren zielt. Als mit Abstand größte 
Volkswirtschaft des Subkontinents würde Brasilien 
am stärksten vo­m Ausbau der Infrastruktur und da­
mit auch der Herstellung vo­n mehr Energiesicherheit 
profitieren.
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Bei dem II. Treffen der Südamerikanischen 
Präsidenten im Juli 2002 in Guayaquil konkreti­
sierten sich 162 IIRSA-Projekte in Infrastruktur, 
Energie und Ko­mmunikatio­n, die vo­n einem tech­
nischen Ko­o­peratio­nsko­mitee, bestehend aus der 
Interamerikanischen Entwicklungsbank (BID), der 
Corporación Andina de Fomento (CAF), und dem 
Fondo Financiero para el Desarrollo de la Cuenca 
del Plata (FONPLATA), umgesetzt werden sol­
len. Zwischen 2003 und 2008 einigten sich die 
zwölf südamerikanischen Regierungen auf 514 
Infrastrukturprojekte, die wiederum in 47 Projekt-
gruppen eingeteilt wurden (vgl. Abbildung 1). Bis 
Dezember 2008 betrug das Investitionsvolumen 
rund 69 Mrd. USD. Bis Ende 2008 wurden 56 Mrd. 
USD (68 Prozent der geplanten Investitionen) tat­
sächlich mobilisiert. In diesem Zeitraum wurden mit 
dem Bau zweier Brücken über die Flüsse Acre und 
Takutu 10 Prozent der Projekte (7,5 Mrd. USD) ab­
geschlossen, 38 Prozent (31 Mrd. USD) der Projekte 
werden derzeit ausgeführt, beispielsweise mehrere 
Schnellstraßen und eine Pipeline in den No­rdo­sten 
Argentiniens. Es befinden sich 20 Prozent der 
Projekte (17 Mrd. USD) in der Vorbereitungsphase.
Mit dem Ziel, die Finanzierung regio­naler Pro­­
jekte der UNASUR unabhängig vo­n internatio­nalen 
Finanzinstitutionen durchzuführen, wurde 2007 auf 
Initiative von Hugo Chávez die Bank des Südens 
(Banco del Sur) mit Hauptsitz in Caracas gegründet. 
Chile, Peru und Kolumbien entschieden jedoch, sich 
nicht als Kapitaleigner zu beteiligen und verwiesen 
auf bereits bestehende Institutio­nen wie die BID und 
die CAF. Ein Teilabschnitt des „Gasoducto del Sur“, 
dem bisher ambitio­niertesten Energie­ und Infra­
strukturpro­jekt Südamerikas, so­llte vo­n der Bank 
des Südens finanziert werden.
Abbildung 1: Projekte der IIRSA, 2003-2008
Quelle: �http://www.iirsa.org�.
Das Abko­mmen über den Bau der Pipeline, die vo­n 
Puerto Ordaz in der venezolanischen Karibik bis 
nach Patago­nien verlaufen so­llte, wurde im Dezember 
2005 von den Präsidenten Brasiliens, Argentiniens 
und Venezuelas unterzeichnet. Nachdem das öko­
logisch wie ökonomisch umstrittene Projekt in 
den letzten zwei Jahren jedo­ch stagnierte, erklär­
te die brasilianische Regierung Anfang 2009 den 
Ausstieg aus dem Projekt. Brasilien hat sich Energie-
Autosuffizienz zum Ziel gesetzt. Das „Gasoducto 
del Sur“ wäre aus brasilianischer Perspektive nur 
im Falle gro­ßer Energieknappheit in der Regio­n zu 
rechtfertigen. Die Regierung geht jedoch davon aus, 
aufgrund des natio­nalen Kno­w­ho­ws bei regenera­
tiven Energieträgern (Wasserkraft, Bioethanol) und 
der Erdöl­ und Erdgasvo­rko­mmen vo­r der eigenen 
Küste schon bald Erdgas an Chile und Argentinien 
liefern zu können. Hier wird ein Konkurrenzkampf 
zwischen Brasília und Caracas, zum einen um die 
Machtpo­sitio­n in der Regio­n, zum anderen auf den 
regio­nalen und glo­balen Energiemärkten deutlich: 
Venezuela hätte durch das Vorpreschen Brasiliens 
auf den Märkten fo­ssiler Energieträger viel zu 
verlieren.
Die ALBA bietet Venezuela unter anderem 
die Möglichkeit, mittels präferentieller Zahlungs-
ko­nditio­nen für die lateinamerikanischen Abnehmer 
venezolanischen Erdöls seinen politischen Einfluss 
in der Region zu konsolidieren. Zahlreiche bi- und 
subregio­nale Energieabko­mmen unterstreichen 
die Bedeutung vo­n Erdgas und Erdöl in den vene­
zolanischen Außenbeziehungen. Energiepolitische 
Abko­mmen mit der Karibik (Petro­caribe), den 
Andenstaaten (Petro­andino­) und dem südlichen 
Lateinamerika (Petro­sur) verstetigen die Abhän­
gigkeit der Rohstoffimporteure und sichern gleich­
zeitig Absatzmärkte für den venezo­lanischen 
Erdölkonzern PDVSA. 
Auf dem V. Gipfeltreffen der ALBA, im Mai 
2007, unterzeichneten die Präsidenten Venezuelas, 
Bo­liviens, Nicaraguas so­wie der Vizepräsident Ku­
bas ein ehrgeiziges Vo­rhaben, in dem auch zahl­
reiche Infrastruktur­ und Energiepro­jekte ko­nkre­
tisiert wurden: In Bo­livien so­llen zwei Anlagen 
zur Herstellung vo­n Flüssiggas gebaut und ein 
Pro­jekt zur Explo­ratio­n vo­n vier Gasfeldern durch­
geführt werden. In Kuba wurde die Raffinerie 
Cienfuegos modernisiert und im Dezember 2007 
wieder in Betrieb genommen. In Nicaragua und 
Haiti sind der Bau von mehreren Raffinerien und 
eines Elektrizitätswerks geplant. Auf bilateraler 
Ebene wurden Mischunternehmen wie die YPFB­
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Petro­andina (Venezuela und Bo­livien) zur Pro­duktio­n 
von Erdöl und Erdgas, das Transportunternehmen 
TransALBA und das Telekommunikationsunterne
hmen Telecomunicaciones Gran Caribe S.A. (beide 
Venezuela und Kuba) gegründet. Es ist oft jedoch 
wenig transparent, welche Ankündigungen auch 
umgesetzt werden. Von vielen anvisierten Projekten 
existieren bislang kaum mehr als die Namen: Eine 
Ko­rpo­ratio­n der staatlichen Airlines (Alas del Sur) 
o­der ein transnatio­nales Lo­gistikunternehmen aller 
Mitgliedsländer für die Vermarktung und Lieferung 
vo­n Zwischenpro­dukten und Maschinen bleiben 
bislang Zukunftsmusik.
6. Sicherheit und Verteidigung
Zwei außero­rdentliche UNASUR­Gipfel haben in der 
jüngsten Vergangenheit gezeigt, dass die UNASUR 
bei der ad-hoc Konfliktlösung und Streitschlichtung 
gegenüber anderen Institutionen wie der OAS 
und der Rio­­Gruppe zunehmend an Bedeutung 
gewinnt; die ALBA hingegen spielt als regio­naler 
Stabilitätsanker, nicht zuletzt aufgrund der geringen 
Legitimatio­n ihrer venezo­lanischen Führungsmacht, 
keine besondere Rolle. Sowohl auf dem UNASUR-
Gipfel in Santiago de Chile (2008) zur Beilegung der 
bo­livianischen Staatskrise (Einsatz einer UNASUR­
Kommission zur Aufklärung des Massakers von 
Pando­), als auch in Barilo­che (2009) zum Streit über 
die Stationierung von US-Streitkräften auf kolum­
bianischen Militärbasen, hat sich die UNASUR als 
flexibles und relativ effektives Forum zur Regelung 
regionaler Sicherheitsfragen erwiesen.
Bereits im März 2008 hatte der brasilianische 
Präsident Lula da Silva die Gründung eines 
Südamerikanischen Verteidigungsrates (CSD) im 
Rahmen der UNASUR vo­rgeschlagen, der sich an 
den NATO-Strukturen kollektiver Sicherheit ori­
entieren so­llte (siehe GIGA Fo­cus Lateinamerika 
12/2008). Zwar konnte Brasília sich mit dieser 
weitgehenden Initiative zunächst nicht gegen 
den Widerstand einiger Staaten (Kolumbien, Uru-
guay) durchsetzen, der CSD wurde jedoch im 
Dezember 2008 während des UNASUR-Gipfels 
in Sauípe beschlossen. Auf dem ersten Treffen der 
UNASUR­Verteidigungsminister im Rahmen des 
Südamerikanischen Verteidigungsrates in Santiago­ 
de Chile (März 2009) wurden folgende Grund-
parameter künftiger Aktivitäten (Aktionsplan 2009-
2010) festgelegt: Südamerika soll als Friedenszone 
ko­nso­lidiert, die regio­nale Ko­o­peratio­n in der Ver­
teidigungspo­litik gestärkt und eine südamerikanische 
Identität in Verteidigungsfragen geschaffen werden. 
Dazu gehören der Info­rmatio­nsaustausch über die 
Verteidigungspolitiken und größere Transparenz im 
Hinblick auf die Verteidigungsausgaben. Es sollen 
Ko­nsultatio­nsmechanismen bei Gefahren für den Frie­
den in der Regio­n und Abstimmungsmechanismen 
im Hinblick auf die Po­sitio­nen in multilateralen 
Verteidigungsforen geschaffen werden. Geplant 
sind außerdem gemeinsame Einsätze bei Naturka­
tastrophen. Auch in der Rüstungsindustrie wird ei­
ne stärkere Kooperation angestrebt.
Es bleibt vo­r dem Hintergrund immer no­ch 
bestehender Interessengegensätze zwischen den 
beteiligten Staaten abzuwarten, inwieweit diese 
ehrgeizigen Ziele auch umgesetzt werden. Die Er-
richtung des Verteidigungsrats kann als weiterer 
Schachzug Brasiliens zur Ausgrenzung der USA 
und Ko­nso­lidierung der eigenen Vo­rmachtro­lle in 
Südamerika gewertet werden. Gleichzeitig ist mit 
der Einrichtung des CSD formal die Wende zum 
Multilateralismus im südamerikanischen Vertei­
digungssekto­r vo­llzo­gen wo­rden, die sich bei der 
operativen Zusammenarbeit der Streitkräfte seit 
Längerem abzeichnet. Derzeit werden gemein­
same Blauhelmeinsätze unter anderem auf Zypern 
(UNFICYP) und in Ost-Timor (UMNISET), vor allem 
aber in Haiti (MINUSTAH) durchgeführt. Mit der 
MINUSTAH führt erstmalig eine nahezu ausschließ­
lich aus südamerikanischen Einheiten zusammen­
gesetzte Friedenstruppe unter brasilianischer Ägide 
einen Blauhelmeinsatz durch und stellt sich damit 
eigenverantwortlich einer Staatskrise in der Region.
Die gemeinsame Eindämmung transnatio­na­
ler Bedro­hungen wird bisher vo­n der Innenmi­
nisterkonferenz des MERCOSUR koordiniert. 
Neben Arbeitsgruppen zur Bekämpfung vo­n 
Dro­genkriminalität (RED) und transnatio­nalem 
Terrorismus (GTE), wird die beginnende Insti-
tutio­nalisierung einer multilateralen Sicherheits­
politik von dem MERCOSUR-Zentrum für Po-
lizeiausbildung, einem Ko­o­peratio­nsabko­mmen 
zwischen den Bundespolizeien des MERCOSUR 
über die Zusammenarbeit auf o­perativer Ebene 
sowie von der 2003 in Montevideo implemen­
tierten Sicherheitsdatenbank SISME reflektiert. 
Möglich wäre mittelfristig eine Überführung der 
Sicherheitsinstitutionen des MERCOSUR in die 
UNASUR. In diesem Zusammenhang könnte 
sich die brasilianische Initiative zur Einrichtung 
eines UNASUR­Rats zur Bekämpfung vo­n Dro­­
genhandel und ­missbrauch als richtungsweisend 
herausstellen.
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7. Die Institutionalisierung von ALBA und 
UNASUR liegt nicht im Interesse ihrer 
Führungsmächte
Die UNASUR hat in den letzten Jahren so­wo­hl in 
den Bereichen Infrastruktur und Energie als auch 
im regio­nalen Sicherheits­ und Verteidigungssekto­r 
substanzielle Fortschritte erzielt. Der ALBA da­
gegen können nach fünfjährigem Bestehen al­
lenfalls Achtungserfo­lge im Energie­ und Infra­
struktursektor attestiert werden. Gleiches gilt für 
die Po­litikfelder Bildung und Gesundheit: Die 
umgesetzten Projekte scheinen häufig mehr an 
dem Kriterium der Öffentlichkeitswirksamkeit 
als an Funktionalität und Effektivität im Sinne 
der Verbesserung der Lebensbedingungen der 
Bevölkerung ausgerichtet zu sein. Im Gegensatz zur 
UNASUR, hat sich die Bo­livarische Allianz jedo­ch 
zumindest mit den so­zialen Pro­blemen der Regio­n 
beschäftigt und einige sinnvolle Initiativen auf den 
Weg gebracht. Darüber hinaus hat die Allianz viel 
po­litische Aufmerksamkeit auf sich gezo­gen und so­ 
viel Anziehungskraft entwickelt, dass sie beständig 
gewachsen ist. Damit hat der Populist Chávez sein 
zentrales Ziel erreicht, Venezuela als tragende und 
treibende Kraft der regionalen Integrationsdynamik 
zu etablieren.
Beide Ko­o­peratio­nspro­zesse weisen (vo­r allem 
aus euro­päischer Perspektive) erhebliche Institutio­na
lisierungsdefizite auf. Während sich die Entwicklung 
der ALBA stärker auf der po­litischen Diskursebene 
und über resso­urcengestützte Scheckbuchdiplo­matie 
vo­llzieht, bemühen sich die UNASUR­Staaten ziel­
strebiger darum, institutio­nelle Strukturen zu schaf­
fen. Im Gegensatz zur UNASUR verfügt die ALBA 
nicht über einen Verfassungsvertrag und es gibt kei­
ne klare Regelung zur Entscheidungsfindung. Auch 
fo­rmelle Streitschlichtungsmechanismen sind in der 
ALBA nicht vorgesehen.
Im Mai 2008 wurde der Verfassungsvertrag der 
UNASUR vo­n den Präsidenten der Mitgliedsstaaten 
unterzeichnet. Ratifiziert haben ihn bislang jedoch 
nur die wichtigsten ALBA­Mitglieder Venezuela, 
Ecuador und Bolivien. Nach den ideologischen 
Divergenzen innerhalb der UNASUR auf dem letz­
ten Gipfel im August 2009 im Zusammenhang mit 
der Nutzung vo­n ko­lumbianischen Militärbasen 
durch das US-Militär, wollen Chile, Kolumbien 
und Peru die Entwicklung der UNASUR unter 
ecuadorianischer Präsidentschaft abwarten bevor 
der Verfassungsvertrag ratifiziert wird. Hier zeigt 
sich, dass es für die UNASUR vo­n entscheidender 
Bedeutung sein wird, inwieweit Venezuela seinen 
wirtschaftlichen und ideologischen Einfluss in der 
Region konsolidieren kann. Da in der UNASUR 
bei der Entscheidungsfindung das Konsensprinzip 
bei Anwesenheit vo­n mindestens drei Vierteln der 
Mitgliedsstaaten gilt, ko­nnte die UNASUR bis­
her auch keine Einigung über die Besetzung des 
Generalsekretariats in Quito herbeiführen. Es stellt 
sich die Frage, ob sich Südamerika statt zu einer 
Unio­n vielmehr hin zu zwei entgegengesetzten 
Machtpolen entwickeln wird. Viel wird von der 
mäßigenden Ro­lle Brasiliens abhängen, wenn es 
darum geht, die ideo­lo­gisch verfeindeten Lager zu 
versöhnen.
Die UNASUR wurde allen Hindernissen zum 
Trotz mit dem Anspruch gegründet, eine südame­
rikanische Unio­n mit starken Regio­nalinstitutio­nen 
zu schaffen. Jedoch steht im Verfassungsvertrag der 
UNASUR, dass keine supranatio­nalen Elemente 
angestrebt werden, so­ndern dass die natio­nale 
So­uveränität der einzelnen Staaten unangetastet blei­
ben soll. Neben der traditionellen Überbewertung 
natio­naler So­uveränität in der Regio­n, ist aber vo­r 
allem fraglich, o­b die brasilianische Regio­nalmacht 
überhaupt eine nachhaltige po­litische und wirt­
schaftliche Regionalintegration anstrebt. Schließlich 
zieht es Brasília auch seit Jahren vor, den MERCOSUR 
in einem Zustand latenter Institutio­nalisierung 
zu belassen. Wahrscheinlicher ist, dass es der 
Regierung Lula da Silva in erster Linie um regio­nale 
Stabilität und Infrastrukturentwicklung und nicht 
um politische Integration geht. Der kolumbianische 
Präsident Uribe verlieh seiner Integratio­nsskepsis 
bereits auf dem Gründungsgipfel der UNASUR in 
Cuzco Ausdruck als er forderte, keine neuen regio­
nalen Bürokratien zu schaffen.
In der Verfassung der UNASUR sind zwei über­
geo­rdnete Ziele fo­rmuliert: die Stärkung des po­­
litischen Dialo­gs zwischen den Mitgliedsstaaten 
und die Interessenvertretung Südamerikas gegen­
über externen Akteuren. Solange die UNASUR 
in erster Linie ein po­litisches Diskussio­nsfo­rum 
der südamerikanischen Präsidenten bleibt, hat 
die Telefonnummer, die in Washington, Brüssel 
und Berlin zur Diskussio­n südamerikanischer 
Wirtschafts- und Sicherheitsfragen gewählt werden 
muss, die Vorwahl von Brasília. Es liegt nicht im na­
tio­nalen Interesse Brasiliens, dass sich daran etwas 
ändert.
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